
 

 

Anträge des Regierungsrates und der Kommission 

RRB Nr. 782 

2018_08_FIN_Gesetz über den Fonds zur Finanzierung von strategischen Investitionsvorhaben 
 

Geltendes Recht Antrag Regierungsrat I 
Antrag Kommission I Antrag Regie-

rungsrat II 
Mehrheit Minderheit 

 Gesetz 
über den Fonds zur Finanzierung 
von strategischen Investitionsvor-
haben (FFsIG) 

Antrag: Nichteintreten. 
 
Eventualantrag: Rückwei-
sung mit der Auflage, nicht 
benötigte Mittel im SIF, 
Investitionsspitzenfonds 
und SNB-Fonds bei Verlet-
zung der Schuldenbremse 
für die Investitionsrechnung 
verfügbar zu machen. 

 Antrag Regierungsrat I 
 
Antrag Regierungsrat I 

 Der Grosse Rat des Kantons Bern,    

 auf Antrag des Regierungsrates,    

 beschliesst:    

 I.    

 Art.  1 
Zweck 

   

 
1
 Unter der Bezeichnung «Fonds zur Fi-

nanzierung von strategischen Investiti-
onsvorhaben» (FFsI) wird bei der Finanz-
direktion eine Spezialfinanzierung ge-
mäss der Gesetzgebung über die Steue-
rung von Finanzen und Leistungen ge-
führt. 

   

 
2
 Die Mittel des Fonds können zur Finan-

zierung insbesondere folgender Ausga-
ben verwendet werden: 

Die Mittel des Fonds kön-
nen zur Finanzierung ins-
besondere folgender Aus-
gaben verwendet werden: 

 Antrag Regierungsrat I 
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Geltendes Recht Antrag Regierungsrat I 
Antrag Kommission I Antrag Regie-

rungsrat II 
Mehrheit Minderheit 

 a Investitionsvorhaben zur Stärkung des 
Medizinalstandorts Kanton Bern, 

   

 b Investitionsvorhaben im Zusammenhang 
mit dem Campus der Fachhochschule in 
Bern, 

   

 c Investitionsvorhaben im Zusammenhang 
mit dem Bildungscampus in Burgdorf. 

   

 Art.  2 
Äufnung 

   

 
1
 Der Grosse Rat beschliesst über die 

Fondsäufnung aus den allgemeinen Mit-
teln. 

   

 
2
 Der Fonds darf aus allgemeinen Mitteln 

nur geäufnet werden, wenn im Rech-
nungsjahr, zulasten dessen die Äufnung 
erfolgt, die Vorgaben von Artikel 101a 
(Schuldenbremse für die Laufende Rech-
nung) und Artikel 101b (Schuldenbremse 
für die Investitionsrechnung) der Kantons-
verfassung (KV) 

1)
 eingehalten werden. 

   

 
3
 Vorschüsse aus der Erfolgsrechnung an 

den Fonds sind nicht zulässig. 
   

 
4
 Das Fondsvermögen darf höchstens 700 

Millionen Franken betragen. 
   

 Art.  3 
Ausgabenbefugnis 

   

                                                   
1)

 BSG 101.1 
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Geltendes Recht Antrag Regierungsrat I 
Antrag Kommission I Antrag Regie-

rungsrat II 
Mehrheit Minderheit 

 
1
 Über die Verwendung der Fondsmittel 

beschliesst ausschliesslich der Grosse 
Rat. 

   

  Art. 3a 
Berechnung der Selbstfinanzierung 
 
 
1 
Die Selbstfinanzierung 

berechnet sich nach 
HRM2. 

Antrag Regierungsrat I Antrag Kommissions-
minderheit 

 Art.  4 
Zeitliche Befristung 

   

 
1
 Der Fonds wird zehn Jahre nach Inkraft-

treten dieses Gesetzes aufgelöst. 
   

 
2
 Eine Weiterführung des Fonds kann 

durch den Grossen Rat beschlossen wer-
den. 

   

 
3
 Der Regierungsrat hebt dieses Gesetz 

auf, sobald der Fonds tatsächlich aufge-
löst ist. 

   

 Art.  5 
Änderung von Erlassen 

   

 
1
 Folgende Erlasse werden geändert:    

 1. Gesetz vom 17. November 2015 über 
den SNB-Gewinnausschüttungsfonds 
(SNBFG)

1)
, 

   

                                                   
1)

 BSG 621.3 
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Geltendes Recht Antrag Regierungsrat I 
Antrag Kommission I Antrag Regie-

rungsrat II 
Mehrheit Minderheit 

 2. Spitalversorgungsgesetz vom 13. Juni 
2013 (SpVG)

1)
. 

   

 Art.  6 
Inkrafttreten 

   

 
1
 Der Regierungsrat bestimmt den Zeit-

punkt des Inkrafttretens. 
   

 II.    

 1. 
Der Erlass 621.3 Gesetz über den SNB-
Gewinnausschüttungsfonds vom 
17.11.2015 (SNBFG) (Stand 01.01.2018) 
wird wie folgt geändert: 

   

Art.  2 
Äufnung 

    

1
 Einlagen werden in den Fonds getä-

tigt, wenn gestützt auf die jeweils aktu-
elle Vereinbarung zwischen dem Eid-
genössischen Finanzdepartement und 
der Schweizerischen Nationalbank 
(Gewinnausschüttungsvereinbarung) 
eine erhöhte Gewinnausschüttung 
erfolgt. Sie entsprechen der Differenz 
zwischen der ordentlichen und der 
erhöhten Gewinnausschüttung. 

    

                                                   
1)

 BSG 812.11 

https://www.belex.sites.be.ch/data/621.3/de
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Geltendes Recht Antrag Regierungsrat I 
Antrag Kommission I Antrag Regie-

rungsrat II 
Mehrheit Minderheit 

2
 Der Fonds darf nur geäufnet werden, 

wenn im Rechnungsjahr, zulasten 
dessen die Äufnung erfolgt, die Vorga-
ben der Schuldenbremse für die Lau-
fende Rechnung und der Schulden-
bremse für die Investitionsrechnung 
eingehalten werden. 

    

3
 Vorschüsse aus der Laufenden 

Rechnung an den Fonds sind nicht 
zulässig. 

    

4
 Das Fondsvermögen darf höchstens 

250 Millionen Franken betragen.
 

4
 Das Fondsvermögen darf höchstens 250

170 Millionen Franken betragen. 
   

      T1 Übergangsbestimmungen der 
Änderung vom ■■■ 

        

 Art.  T1-1 
Äufnung im Rechnungsjahr 2019 

   

 
1
 Im Rechnungsjahr 2019 wird eine allfäl-

lige erhöhte Gewinnausschüttung nicht in 
den SNB-Gewinnausschüttungsfonds 
eingelegt, sondern in den Fonds zur Fi-
nanzierung von strategischen Investiti-
onsvorhaben. 

1 
Im Rechnungsjahr 2019 

wird eine allfällige erhöhte 
Gewinnausschüttung nicht 
in den SNB-
Gewinnausschüttungs-
fonds eingelegt, sondern 
erfolgswirksam in den 
Fonds zur Finanzierung 
von strategischen Investiti-
onsvorhaben. 

 Antrag Kommissions-
mehrheit 

 Art.  T1-2 
Mittelverschiebung in den Fonds zur Finanzierung von 
strategischen Investitionsvorhaben 
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Geltendes Recht Antrag Regierungsrat I 
Antrag Kommission I Antrag Regie-

rungsrat II 
Mehrheit Minderheit 

 
1
 Dem SNB-Gewinnausschüttungsfonds 

werden im Jahr des Inkrafttretens des 
Gesetzes vom ■■■ über den Fonds zur 
Finanzierung von strategischen Investiti-
onsvorhaben (FFsIG)

1)
 80 Millionen Fran-

ken entnommen und in den Fonds zur 
Finanzierung von strategischen Investiti-
onsvorhaben eingelegt. 

1 
Dem SNB-

Gewinnausschüttungs-
fonds werden im Jahr des 
Inkrafttretens des Geset-
zes vom ■■■ über den 
Fonds zur Finanzierung 
von strategischen Investiti-
onsvorhaben (FFsIG)

2)
 80 

Millionen Franken ent-
nommen und erfolgswirk-
sam in den Fonds zur Fi-
nanzierung von strategi-
schen Investitionsvorhaben 
eingelegt. 

 Antrag Kommissions-
mehrheit 

 2. 
Der Erlass 812.11 Spitalversorgungsge-
setz vom 13.06.2013 (SpVG) (Stand 
01.02.2019) wird wie folgt geändert: 

   

      T1 Übergangsbestimmungen der 
Änderung vom ■■■ 

        

 Art.  T1-1 
Mittelverschiebung in den Fonds zur Finanzierung von 
strategischen Investitionsvorhaben 

   

                                                   
1)

 BSG ■■■ 
2)

 BSG ■■■ 

https://www.belex.sites.be.ch/data/812.11/de
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Geltendes Recht Antrag Regierungsrat I 
Antrag Kommission I Antrag Regie-

rungsrat II 
Mehrheit Minderheit 

 
1
 Dem Fonds für Spitalinvestitionen wer-

den im Jahr des Inkrafttretens des Geset-
zes vom ■■■ über den Fonds zur Finan-
zierung von strategischen Investitionsvor-
haben (FFsIG)

1)
 100 Millionen Franken 

entnommen und in den Fonds zur Finan-
zierung von strategischen Investitionsvor-
haben eingelegt. 

1
 Dem Fonds für Spitalin-

vestitionen werden im Jahr 
des Inkrafttretens des Ge-
setzes vom ■■■ über den 
Fonds zur Finanzierung 
von strategischen Investiti-
onsvorhaben (FFsIG)

2)
 100 

Millionen Franken ent-
nommen und erfolgswirk-
sam in den Fonds zur Fi-
nanzierung von strategi-
schen Investitionsvorhaben 
eingelegt. 

 Antrag Kommissions-
mehrheit 

 III.    

      Keine Aufhebungen.         

 IV.    

      Der Regierungsrat bestimmt den Zeit-
punkt des Inkrafttretens. 

        

 Bern, 24. April 2019 Bern, 4. Juli 2019 Bern, 14. August 2019 

 Im Namen des Regierungsrates 
Der Präsident: Neuhaus 
Der Staatsschreiber: Auer 

Im Namen der Kommission 
Der Präsident: Bichsel 

Im Namen des Regie-
rungsrates 
Der Präsident: Am-
mann 
Der Staatsschreiber: 
Auer 

 

                                                   
1)

 BSG ■■■ 
2)

 BSG ■■■ 


